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Mössingen, 16.07.2015 

sei-ku 
 

 
RV-Drucksache Nr. IX-18/2 

 

 
Verbandsversammlung   21.07.2015            öffentlich 
 

 
 
Tagesordnungspunkt: 
 
1. Änderung des Regionalplans Neckar-Alb 2013 im Bereich ausgewählter Gebiete 
für Rohstoffvorkommen 
Antrag von Herrn Stephan Neher (CDU Fraktion) 
 
 
Sachdarstellung/Begründung: 
 
1. Zusammenfassung der Inhalte des Antrags von Herrn Neher  

Mit Schreiben vom 14.07.2015 hat Herr Stephan Neher beantragt, auch den Steinbruch 
Rottenburg-Frommenhausen in die 1. Änderung des Regionalplans Neckar-Alb 2013 
einzubeziehen (Anlage zur RV-Drucksache Nr. IX-18/2). Dabei soll eine Teilfläche im 
Nordosten des Gebiets für den Abbau von Rohstoffen gestrichen werden. Zur Kompen-
sation soll im Süden das Gebiet zur Sicherung von Rohstoffen in ein Gebiet für den Ab-
bau von Rohstoffen geändert werden. Begründet wird dies mit einer vertraglichen Ver-
einbarung zwischen der Stadt Rottenburg am Neckar und dem Steinbruchbetreiber, der 
Fa. Schotterwerke Heinz GmbH & Co. KG. 
 
2. Stellungnahme der Verbandsverwaltung 

a. Vorgang 

Die Verbandsversammlung hat in ihrer Sitzung am 24.04.2015 beschlossen, das Verfah-
ren zur Änderung des Regionalplans Neckar-Alb 2013 bezüglich bestimmter Gebiete für 
Rohstoffvorkommen einzuleiten (RV-Drucksache Nr. IX-18). Die Verbandsverwaltung 
hat daraufhin in Abstimmung mit berührten Gemeinden und Fachbehörden sowie auf der 
Grundlage von Gesprächen mit den betroffenen Abbauunternehmen eine Änderung der 
regionalplanerischen Festlegungen vorgenommen, die den künftigen Anforderungen ent-
sprechen. Die Änderungen in Karten und Text einschließlich des Umweltberichts (Ent-
wurf) liegen der RV-Drucksache Nr. IX-18/1 bei. Gegenüber der RV-Drucksache Nr. IX-
18 wurde der Steinbruch Rottenburg-Frommenhausen von der Planänderung herausge-
nommen.  
 
b. Begründung für die Herausnahme des Steinbruchs Rottenburg-Frommenhausen 

Die Verbandsverwaltung begründet die Herausnahme damit, dass es bei diesem Stein-
bruch bezüglich der künftigen „Gebiete zur Sicherung von Rohstoffen“ noch Abstim-
mungsbedarf gibt. 

Die Verbandsverwaltung war nach Rücksprache mit dem Steinbruchbetreiber im Februar 
2015 davon ausgegangen, dass rechtzeitig für den Beschluss des Entwurfes der 1. 
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Planänderung die bis dato ungeklärte Frage, wo die künftigen Gebiete zur Sicherung von 
Rohstoffen liegen, geklärt ist. Ende Mai 2015 teilte der Geschäftsführer des Steinbruch-
betreibers in einem Telefonat mit, dass in dieser Angelegenheit bislang keine Klärung 
erzielt werden konnte. Man verständigte sich daraufhin, den Steinbruch Rottenburg-
Frommenhausen nicht in die anstehende 1. Planänderung einzubeziehen, sondern dies 
gegebenenfalls separat zu einem späteren Zeitpunkt anzugehen, nämlich dann, wenn 
die Frage der Kompensation der wegfallenden Fläche geklärt ist. 

Die Verbandsverwaltung wurde beim Planungsausschuss am 07.07.2015 darauf hinge-
wiesen, dass aus Sicht der Stadt Rottenburg am Neckar der Steinbruch Rottenburg-
Frommenhausen in die Planänderung einbezogen werden sollte. Daraufhin nahm die 
Verbandsverwaltung noch einmal Kontakt mit dem Steinbruchbetreiber auf. In Telefon-
gesprächen mit dem Gesellschafter und dem Geschäftsführer des Steinbruchbetreibers 
sprachen diese sich noch einmal gegen eine Planänderung zum jetzigen Zeitpunkt aus. 
Die Vereinbarung mit der Stadt Rottenburg am Neckar werde nicht in Frage gestellt, die 
ersatzlose Streichung einer Sicherungsfläche könne jedoch in keiner Weise hingenom-
men werden. 

Grundsätzlich ist eine Erweiterung des Steinbruchs nach Osten (Gebiet der Stadt Rot-
tenburg am Neckar) und nach Süden (Gebiet der Gemeinde Hirrlingen) möglich. Die 
Frage der Kompensation kann nur im Einvernehmen mit der Stadt Rottenburg am Neckar 
und der Gemeinde Hirrlingen geklärt werden. 
 
c. Fazit aus Sicht der Verwaltung 

Eine Änderung der Festlegungen im Regionalplan 2013 im Bereich des Steinbruchs Rot-
tenburg-Frommenhausen sollte zum jetzigen Zeitpunkt nicht vorgenommen werden. Dies 
wird wie folgt begründet: 

-  Derzeitig gibt es kein abgestimmtes Gesamtkonzept für diesen Standort, das beide 
rechtlich geforderten Gebiete für Rohstoffvorkommen [„Gebiet für den Abbau oberflä-
chennaher Rohstoffe“ (Rahmen zur Gewährleistung des Abbaus in den nächsten 20 
Jahren) und „Gebiet zur Sicherung von Rohstoffen“ (Sicherung von Flächen bzw. 
Rohstoffvorkommen, in denen in 20 Jahren noch kein Abbau stattfinden soll)] beinhal-
tet.  

- Für den Fall, dass dem Antrag von Herrn Neher stattgegeben wird, ist mit einem Wi-
derspruch der Rechtsbehörden, des Landesamtes für Geologie, Rohstoffe und Berg-
bau, des ISTE (Industrieverband Steine und Erden Baden-Württemberg) und des Be-
treibers zu rechnen. Eine Planänderung wird erst dann für zielführend erachtet, wenn 
ein mit den betroffenen Kommunen abgestimmtes Konzept vorliegt.  

- Widersprüche im Beteiligungsverfahren würden den Planungsprozess verzögern, was 
nachteilig wäre für die anderen im Planänderungsverfahren einbezogenen Steinbrü-
che bzw. Betreiber. Führen Widersprüche zu Änderungen in den Planunterlagen, wäre 
voraussichtlich ein weiteres Beteiligungsverfahren erforderlich. 

 
 
 
 
 
 
Angela Bernhardt Dr. Peter Seiffert 
Verbandsdirektorin Leitender Planer 

Sachgebiet Verfahren der Regionalplanung,  
Landschaft und Umwelt 
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